
Tagesordnungspunkt 9 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hauptversammlung möge folgenden Beschluss fassen: 

BESCHLUSS 

Der Vorstand ist ermächtigt, bis 17. April 2031 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

Wandelschuldverschreibungen (einschließlich bedingter Pflichtwandelschuldverschreibungen 

gemäß § 26 BWG), welche das Bezugs- oder das Umtauschrecht auf den Erwerb von Aktien der 

Gesellschaft einräumen, jeweils unter Wahrung oder unter Ausschluss der Bezugsrechte der 

Aktionäre zu begeben. Die Ausgabebedingungen können in Ergänzung oder statt eines Bezugs- oder 

Umtauschrechts auch eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt 

begründen.  

Die Begebung von Wandelschuldverschreibungen darf höchstens in jenem Umfang erfolgen, der die 

Befriedigung geltend gemachter Umtausch- oder Bezugsrechte und, im Falle einer in den 

Ausgabebedingungen festgelegten Wandlungspflicht, die Erfüllung der entsprechenden 

Wandlungspflichten aus bedingtem Kapital gewährleistet. Weiters ist das Volumen der ab 17. April 

2026 mit Bezugsrechtsausschluss begebenen Wandelschuldverschreibungen dadurch beschränkt, 

dass der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf neue Aktien entfällt, (i) für die das Bezugsrecht 

aufgrund Punkt 5.1.1 und 5.1.2 der Satzung ausgeschlossen wird, (ii) die zur Erfüllung von 

Bezugsrechten, Umtauschrechten und Wandlungspflichten aus Wandelschuldverschreibungen 

dienen, die ab 17. April 2026 gemäß Punkt 8.3 der Satzung unter Bezugsrechtsausschluss emittiert 

werden, und (iii) die zur Erfüllung von Aktienoptionen von Arbeitnehmern, leitenden Angestellten und 

Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens aus bedingtem 

Kapital gemäß Punkt 6.3 der Satzung ausgegeben werden, in Summe 10% des Grundkapitals nicht 

überschreiten darf. 

Ausgabebetrag, Ausgabebedingungen und der Ausschluss der Bezugsrechte der Aktionäre sind vom 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. 

Diese Ermächtigung ersetzt die derzeit in Punkt 8.3 der Satzung geregelte Ermächtigung. Die 

Satzung wird dementsprechend in Punkt 8.3 geändert und lautet nunmehr wie folgt: 



 
  

 
  

  

 

 

 

 
8.3 Der Vorstand ist ermächtigt, bis 17. April 2031 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats Wandelschuld-

verschreibungen (einschließlich bedingter Pflicht-

wandelschuldverschreibungen gemäß § 26 BWG), 

welche das Bezugs- oder das Umtauschrecht auf 

den Erwerb von Aktien der Gesellschaft einräumen, 

jeweils unter Wahrung oder unter Ausschluss der 

Bezugsrechte der Aktionäre, zu begeben. Die 

Ausgabebedingungen können in Ergänzung oder 

statt eines Bezugs- oder Umtauschrechts auch eine 

Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu 

einem anderen Zeitpunkt begründen. Die Begebung 

von Wandelschuldverschreibungen darf höchstens 

in jenem Umfang erfolgen, der eine Befriedigung 

geltend gemachter Umtausch- oder Bezugsrechte 

und, im Falle einer in den Ausgabebedingungen 

festgelegten Wandlungspflicht, die Erfüllung der 

entsprechenden Wandlungspflichten aus der 

bedingten Kapitalerhöhung gewährleistet. Für die 

Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen mit 

Bezugsrechtsausschluss gilt Punkt 5.3. 

Ausgabebetrag, Ausgabebedingungen und der 

Ausschluss der Bezugsrechte der Aktionäre sind 

vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

festzusetzen. 

The Management Board is authorized to issue until 

17 April 2031, with the consent of the Supervisory 

Board, convertible bonds (including Contingent 

Convertible Bonds according to section 26 Austrian 

Banking Act), which have the conversion or 

subscription right for shares of the Company, 

observing or excluding the subscription rights of the 

shareholders. The terms and conditions may, in 

addition or instead of a conversion or subscription 

right, also provide for the mandatory conversion at 

the end of the term or at any other time. The 

issuance of convertible bonds is limited to the extent 

that all conversion or subscription rights, and in case 

of a mandatory conversion stipulated in the terms 

and conditions, the mandatory conversion, are 

covered by conditional capital. Section 5.3 shall 

apply to the issue of convertible bonds without 

subscription rights. The issue amount, the terms and 

conditions of the issue of the convertible bonds and 

the exclusion of the subscription rights for the 

shareholders will be determined by the Management 

Board with the consent of the Supervisory Board. 

 

Es gilt nur der deutsche Text der Satzung. 

 

BEGRÜNDUNG 
 

Die Ermächtigung des Vorstands zur Begebung von Wandelschuldverschreibungen hat den Zweck, 

der Gesellschaft Flexibilität bei ihrer Finanzierung zu geben und es dem Vorstand zu ermöglichen, bei 

Bedarf und nach jeweiliger Marktsituation Wandelschuldverschreibungen auszugeben.  

 

Durch die Ermächtigung soll dem Vorstand der innerhalb der rechtlichen Rahmenbedingungen 

zulässige Handlungsspielraum gegeben werden, Wandelschuldverschreibungen zu begeben, die in 

Ergänzung oder statt des Bezugs- oder Umtauschrechts des Inhabers der 

Wandelschuldverschreibung eine Wandlungspflicht vorsehen, wie in § 26 BWG geregelt. 



 
  

 
  

  

 

 

 

 
Das Volumen der ab 17. April 2026 mit Bezugsrechtsausschluss zu begebenden 

Wandelschuldverschreibungen ist dadurch beschränkt, dass die Summe (i) des für deren Wandlung 

erforderlichen bedingten Kapitals, (ii) des mit Bezugsrechtsausschluss begebenen genehmigten 

Kapitals gemäß Punkt 5.1.1 und 5.1.2 der Satzung und (iii) des bedingten Kapitals, das gemäß Punkt 

6.3 der Satzung zur Erfüllung von Aktienoptionen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, 

leitenden Angestellten und Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen 

Unternehmens dient, insgesamt 10% des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreiten darf. 

Diese Begrenzung entspricht internationalen Empfehlungen. 

 

Auf den Bericht des Vorstands über den Bezugsrechtsausschluss im Zusammenhang mit der 

Begebung von Wandelschuldverschreibungen wird verwiesen. 

 

Im Hinblick auf die obige Beschlussfassung ist eine Änderung der Satzung in Punkt 8.3 erforderlich. 

Es wird auf die Gegenüberstellung der geänderten Satzungsbestimmungen verwiesen, die auf der 

Website der Gesellschaft unter www.erstegroup.com/hauptversammlung veröffentlicht wurde. 

 

 
 
  

http://www.erstegroup.com/hauptversammlung

